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S t e l l e N a u S S c h r e i b u N g e N  

Beim Amt der Tiroler Landesregierung sind derzeit unter 
anderem folgende Stellen ausgeschrieben: 

   • landeskinderheim axams - „Pädagogischer Fach-
dienst“, Teilzeit (35 Wochenstunden), Karenzvertretung, 
€ 3.647,30 brutto/Monat bei 40h, Frist: 11. September 
2026 (OrgP-70-2026/233-5). 

   • landeskinderheim axams - „Sozialpädagoge/-pädago-
gin“, Teilzeit (35 Wochenstunden), Karenzvertretung,  
€ 3.647,30 brutto/Monat bei 40h, Frist: 13. September 
2026 (OrgP-70-2026/236-5). 

   • abteilung Krisen- und gefahrenmanagement - „Geo-
login/Geologe“, Vollzeit (40 Wochenstunden), € 5.114,– 
brutto/Monat, Frist: 20. September 2026, (OrgP-70-
2026/238-5). 

Bewerbungen sind beim Amt der Tiroler Landesregierung, 
Abteilung Organisation und Personal, Eduard-Wallnöfer-
Platz 3, 6020 Innsbruck, unter der entsprechenden Ge-
schäftszahl einzubringen. 

Weitere Informationen: 0512/508 2222, tirol.gv.at/karriere 
Innsbruck, 27. August 2026 

Für die Landesregierung: MMag. Dr. Wiener, LL.M. 
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V e r l a u t b a r u N g  

der richtlinien für die gewährung  

von entschädigungsleistungen nach dem  

tiroler Patientenentschädigungsfonds-gesetz 

Die Tiroler Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 15. 
August 2026 folgende Richtlinien für die Gewährung von 
Entschädigungsleistungen nach dem Tiroler Patientenent-
schädigungsfonds-Gesetz beschlossen: 

richtliNieN 

für die gewährung von entschädigungsleistungen  

nach dem tiroler Patientenentschädigungsfonds-gesetz 

§ 1 
Voraussetzungen für die gewährung  

von entschädigungsleistungen 

(1) Voraussetzung für die Entschädigung von Patienten 
ist das Vorliegen eines Schadens,  

a) der durch die Behandlung in einer Tiroler Fondskran-
kenanstalt entstanden ist und 

b) der nicht durch sonstige Maßnahmen abgedeckt ist 
und 

c) bei dem eine Haftung des Trägers der Krankenanstalt 
nicht eindeutig gegeben ist, sofern es sich nicht um einen 
Bagatellschaden handelt, oder 

d) bei dem eine Haftung des Trägers der Krankenanstalt 
nicht gegeben ist, wenn es sich um eine seltene, schwerwie-
gende Komplikation handelt und daraus ein erheblicher 
Schaden resultierte. 

(2) Behandlung im Sinne dieser Richtlinien umfasst so-
wohl die medizinische Untersuchung und Behandlung als 
auch deren Unterlassung einschließlich der Pflege bei sta-
tionärer Aufnahme in die Allgemeine Gebührenklasse und 
die Sonderklasse sowie bei ambulanten Untersuchungen 
und Behandlungen. Organisationsfehler sind mitumfasst. 

(3) Es werden nur Personenschäden abgegolten. 
(4) Die Entscheidung der Entschädigungskommission 

stellt weder eine volle Abgeltung von Schäden nach dem 
Schadenersatzrecht dar, noch wird dadurch über die Frage 
der Haftung im Sinne des Schadenersatzrechtes entschie-
den. 

(5) Bei der Entschädigungsleistung handelt es sich um 
eine Pauschalentschädigung. Die Pauschalentschädigung 
umfasst sämtliche nach dem Tiroler Patientenentschädi-
gungsfonds-Gesetz bzw. diesen Richtlinien zu entschädi-
genden Folgen der Behandlung, insbesondere auch Spät- 
und Dauerfolgen, selbst wenn diese zum Entscheidungszeit-
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punkt noch nicht erkennbar bzw. vorhersehbar sind. Lediglich 
bei neu aufgetretenen Folgen außergewöhnlichen Umfangs 
und wenn die gewährte Entschädigung in einem krassen Miss-
verhältnis zum tatsächlichen Schaden steht, besteht über An-
tragstellung (§ 3 Abs. 1) die Möglichkeit einer ergänzenden Ent-
schädigungsleistung, wobei die Gesamtentschädigung das 
vorgesehene Höchstausmaß nach § 2 nicht überschreiten darf. 
§ 3 Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die Geltendmachung des Schadenersatzanspruches im 
Rechtsweg oder auf anderem Weg bleibt dem Patienten un-
benommen. 

(7) Entschädigungsleistungen können nur in solchen Fällen 
geleistet werden, in denen der Schaden nach dem 31. Dezem-
ber 2000 eingetreten ist. 

(8) Vor Befassung der Entschädigungskommission hat der 
Patient den Schaden beim Träger der Krankenanstalt schriftlich 
geltend zu machen. Eine schriftliche Haftungsablehnung des 
Haftpflichtversicherers des Trägers der Krankenanstalt ist bei 
Weiterleitung des Antrages durch den Entschädigungsbeauf-
tragten an den Vorsitzenden der Entschädigungskommission 
(§ 3 Abs. 3) anzuschließen, spätestens jedoch bis zum Ent-
scheidungszeitpunkt vorzulegen. Nur in begründeten Ausnah-
mefällen kann die Entschädigungskommission davon abse-
hen. Auf die Mitwirkungspflicht des Trägers der Krankenanstalt 
gemäß § 13 Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz 
wird ausdrücklich hingewiesen. 

(9) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Entschädi-
gungsleistungen nach dem Tiroler Patientenentschädigungs-
fonds-Gesetz besteht nicht. Entschädigungsleistungen sind 
höchstpersönlich. 

§ 2 
höchstausmaß der entschädigungsleistung 

(1) Das Ausmaß der für einen Schadensfall zu gewährenden 
Entschädigungsleistung kann grundsätzlich bis zu € 35.000,– 
betragen. 

(2) In Schadensfällen mit besonders schwerwiegenden ge-
sundheitlichen Dauerfolgen kann eine Entschädigungsleistung 
bis zu € 70.000,– gewährt werden. 

(3) Die Höhe der Entschädigungsleistung für Schäden rich-
tet sich grundsätzlich nach der Spruchpraxis der Gerichte, ins-
besondere zum Schmerzengeld. 

(4) Bei der Bemessung der Entschädigungsleistung können 
soziale Erwägungen berücksichtigt werden. 

(5) Bei der Bemessung der Entschädigungsleistung ist je-
denfalls auf die zur Verfügung stehenden Mittel Bedacht zu 
nehmen. 

§ 3 
Verfahren bei der gewährung  

von entschädigungsleistungen 

(1) Die Entschädigungskommission entscheidet über die 
Gewährung von Entschädigungsleistungen auf schriftlichen 
Antrag des Patienten. Der Antrag ist an die Entschädigungs-
kommission im Wege des Entschädigungsbeauftragten zu 
richten.  

(2) Der Entschädigungsbeauftragte hat den Antrag zu prüfen, 
den entscheidungswesentlichen Sachverhalt zu erheben und 
insbesondere vom Träger der Krankenanstalt die zur Entschei-
dung über den Antrag notwendigen Informationen und Unterla-
gen zu beschaffen. Davon umfasst sind jedenfalls die Kranken-
geschichte des Patienten und eine Stellungnahme des für die 
Behandlung des Patienten verantwortlichen Arztes bzw. des Lei-
ters der betroffenen Organisationseinheit der Krankenanstalt so-
wie allenfalls vorliegende Sachverständigengutachten. 

(3) Der Entschädigungsbeauftragte hat den Antrag samt 
den entscheidungswesentlichen Unterlagen nach sorgfältiger 

Prüfung, ob der Antrag den Vorgaben des Tiroler Patientenent-
schädigungsfonds-Gesetzes und diesen Richtlinien entspricht, 
an den Vorsitzenden der Entschädigungskommission weiter-
zuleiten. Die Prüfung hat insbesondere zu beinhalten, ob die 
Voraussetzungen nach § 1 Abs. 1 vorliegen. Der Entschädi-
gungsbeauftragte hat in einem entsprechenden Bericht an die 
Entschädigungskommission einen Entscheidungsvorschlag 
zu erstellen. Die Entschädigungskommission ist an den Vor-
schlag nicht gebunden.  

(4) Der Antrag ist grundsätzlich innerhalb von drei Jahren 
ab Kenntnis des Schadens und des Ursachenzusammenhangs 
mit der Behandlung in einer Tiroler Fondskrankenanstalt zu 
stellen, widrigenfalls der Antrag als verjährt gilt. 

(5) Eine Hemmung der dreijährigen Verjährungsfrist nach 
Abs. 4 tritt ein 

a) für die Dauer eines zivilgerichtlichen Verfahrens, in wel-
chem über die Behandlung nach § 1 abgesprochen wird oder 

b) für die Dauer eines strafgerichtlichen Verfahrens, in wel-
chem über die Behandlung nach § 1 abgesprochen wird, be-
ginnend mit dem Privatbeteiligtenanschluss, oder 

c) für die Dauer der Befassung der Patientenvertretung oder 
d) für die Dauer der Befassung der Schiedsstelle in Arzthaft-

pflichtfragen. 
In den Fällen der lit. c und d beträgt die maximale Hem-

mungsdauer 18 Monate. 
(6) Die Entschädigungskommission kann das Verfahren 

nach dem Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz für 
die Dauer von Verfahren nach Abs. 5 ruhend stellen. 

(7) Verstirbt der Patient vor der Entscheidung der Entschä-
digungskommission, erfolgt keine Entschädigung. Das Verfah-
ren gilt als eingestellt. 

(8) Das Verfahren ist für den Patienten kostenlos. Die Ko-
sten einer allfälligen Vertretung im Verfahren hat der Patient 
selbst zu tragen. 

(9) Die Patienten sind verpflichtet, an der Ermittlung des 
Sachverhaltes mitzuwirken und insbesondere allfällige ihnen 
bereits vorliegende Sachverständigengutachten zur Verfügung 
zu stellen bzw. der Vorlage bereits vorhandener Sachverstän-
digengutachten zuzustimmen. Patienten haben die Entschädi-
gungskommission im Wege des Entschädigungsbeauftragten 
über das Bestehen einer privaten Unfallversicherung zu infor-
mieren. 

(10) Entscheidungen der Entschädigungskommission sind 
im Weg der Geschäftsstelle des Patientenentschädigungs-
fonds dem Patienten und dem Entschädigungsbeauftragten 
schriftlich zu übermitteln.  

(11) Die Entscheidungen der Entschädigungskommission 
sind anonym zu dokumentieren und an die vom Bund einge-
richtete Dokumentationsstelle zu übermitteln. Weiters können 
die anonymisierten Entscheidungen an andere interessierte 
Stellen (z.B. Arbeiterkammer, Ärztekammer) auf Anforderung 
übermittelt werden. 

(12) Das Verfahren bei der Gewährung von Entschädi-
gungsleistungen ist nach Möglichkeit rasch und unbürokratisch 
abzuwickeln. 

§ 4 
rückzahlung von entschädigungsleistungen 

(1) Der Patient ist grundsätzlich verpflichtet, gewährte Ent-
schädigungsleistungen an den Tiroler Patientenentschädi-
gungsfonds zurückzuzahlen 

a) wenn sich nachträglich herausstellt, dass die Vorausset-
zungen für die Gewährung einer Entschädigung nach dem Ti-
roler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz oder nach diesen 
Richtlinien nicht vorgelegen haben oder nachträglich wegge-
fallen sind, oder 
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b) wenn im Rechtsweg oder außergerichtlich ein Schaden-
ersatzanspruch oder eine Entschädigung zuerkannt wurde. 

(2) Der Patient ist verpflichtet, allfällige zuerkannte finan-
zielle Leistungen im Zusammenhang mit dem Schadensfall 
dem Tiroler Patientenentschädigungsfonds mitzuteilen. Er hat 
im Zuge des Verfahrens diesbezüglich eine entsprechende 
Verpflichtungserklärung abzugeben, wobei diese Verpflich-
tungserklärung auch die Verpflichtung zur Rückzahlung von 
Entschädigungsleistungen im Sinne des Abs. 1 mitzuumfassen 
hat. 

(3) Die Entschädigungskommission hat über die Rückzah-
lung der gewährten Entschädigungsleistung zu entscheiden 
und kann dabei aus sozialen oder anderen Gründen eine zu-
mutbare Ratenzahlung gewähren oder von der Rückzahlungs-
verpflichtung teilweise oder zur Gänze absehen. 

§ 5 
geschlechtsspezifische bestimmungen 

Personenbezogene Begriffe in diesen Richtlinien haben kei-
ne geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei der Anwen-
dung auf bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspe-
zifischen Form zu verwenden. 

§ 6 
in-Kraft-treten 

Diese Richtlinien treten mit dem Ablauf des Tages der Ver-
lautbarung im Boten für Tirol in Kraft. Gleichzeitig treten die im 
Boten für Tirol am 15. November 2006 unter der lfd. Nr. 1259 
veröffentlichten Richtlinien außer Kraft.
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